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Ergänzungsantrag zum Tagesordnungspunkt: Anpassung der
Leistungsbeschreibung zur Erfassung von Leichtverpackungen und

stoffgleicher Nichtverpackungen und einer dazugehörigen
Verlängerungsvereinbarung (Vorlage-Nr. B 19/0237)

Norderstedt, den 19. juni 2019

Sehr geehrter Herr Nothhaft,

irn Namen der Fraktion DIE LINKE stellen wir zum o.g. Tagesordnungpunkt
folgenden Ergänzungsantrag

Beschlussvorschlag:

Die Leistungsbeschreibung zur Erfassung von Leichtverpackungen und
stoffgleicher Nichtverpackungen ist wie folgt zu ändern:

Ersatzlose Streichung des Satzes:

„Der öffentlich-rechtliche Entsorgungsträger wird in dieser Zeit auf eine
Rahmenvorgabe gemäß §22 Abs. 2 VerpackG verzichten."

Konsequent Sozial!
Auch in Norderstedt!



Begründung:

Nachfolgend geben wir den Wortlaut des §22 Abs. 2 wieder:

(2) Kin (*)fientlich-rechdicher Entsorgunggräger kunn (lurch whrifilichen l'erwallungvlb gegenüber
den .Vvlenten jestlegen. ii,jc die nach I 4 .lbstil-2 I durchluilihrende .Simunlung der revientleerten
Kunstsu?(Il..1 und 1"erhundrerpoekungell bet private)/ llaushatomgen hinsichdich

1. der Art des Scumnelsystems. entireder Holsystem. Bringspleln ()der Kombillation au.\ hcideu
Scunntels)•.stenten.

2. der ill und (;r(.)fie der .Simunelhchither..solern sich um Slandiud-Siumuclbehüller handelt.

3. der I und des ZCilIVIIIHS der ßehälterleerungen

(ntrzugestalten ií, satreit Ale solefie Ibrgabe geeignet iv• iiiiì ehle nuiglichst eflektire und
unnreltvertrügliche Erlitssung der .1 /elk: (WS privalen Alushalnutgen sicherzustelleu. Wu( swreit
derv() Beli)lgung den SySlelllen lii (49* Erlidlung ihrer .1uN (then nach diesem l;esetz nicht lechnisch
unmöglich ()der 111/Ise/la/WA unzumuthar is] (Rahmetivorgahe). Die Rohmenvorgahe dot:finchl über
den Ents(trgungsstand(trd hinousgehen. welehen der nflentlich-rechtliche Entsorgungstrüger iler
seincr l'erwawortung durchzuführenden St1111111hing der gennschten aus pritmen
luushultungen zugrunde Iegt. Ralunenvorgaben köllitelrfrüllestens lurch .-lhhtufron drei Jahreu

,zeCindert ,Iede Anderung ist einent angetnessenell zeidichen l'orletuf. inindestens jedoch
ein delltr ihrem 'irk.Yalliwerden. den .'l.sletnett belmunt _711 geben.

Unserer Auffassung nach blockiert ein Verzicht auf diese Abstimmungsoption die
rasche Weiterentwicklung einer nachhaltigen Abfallverwertung, wie
beispielsweise die Einführung von Wertstofftonnen.

Massive Umweltprobleme - u.a, auch verursacht durch (weltweit) mangelhafte
Abfallentsorgung und -Verwertung erfordem konsequentes und rasches Handeln,
und damit eine ausreichende Wendigkeit und Handlungsspielräume beirn
Nachbessern der Entsorgung und Verwertung, wie auch prompte
Reaktionsrnöglichkeiten auf neue Verwertungsverfahren. Eine Lähmung dieses
Prozesses durch eine 2,5-jährige Festschreibung wird dem dringenden
Handlungsbedarf nicht gerecht. Vielmehr sollte ein solcher Vertrag eine
gemeinsame Absichtserklärung sein zur ständigen Verbesserung der Sammlung
und Verwertung von Abfällen, mit dem Ziel der maximalen
Rohstoffrückgewinnung.

Mit freundlichen Grüßen

CL),_

Christine Bilger


